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Sonnabend, den 10. April 1880. 


Deutſcher Reichstag. 
26. Sitzung vom 9. April. 

Präſident Graf Arnim Boitzenburg 
eröffnet die Sitzung um 11½¼ Uhr mit geſchäftlichen 
Mittheilungen. 

Am Tiſche des Bundesraths: Kriegsminiſter v. 
Kameke mit mehreren Kommiſſarien. 

Die Kommiſſton zur Vorberathung des Vieh- 
ſeuchengeſetzes hat ſich unter dem Vorſitze des Abg. 
von Wedell⸗Malchow konſtituirt; Schriftführer iſt 
Dr. Mendel. 

Tagesordnung: 

Zweite Berathung der Militärgeſetznovelle. 

Auf den Vorſchlag des Referenten Abg. Frei⸗ 
herrn v. Maltzahn⸗Gültz wird die Debatte 
über die beiden erſten Paragraphen verbunden. 

Dieſelben lauten: 

$ 1. „In Ausführung der Artikel 57, 59 
und 60 der Reichsverfaſſung wird die Friedens- 
Präſenzſtärke des Heeres an Mannſchaften für die 
Zeit vom 1. April 1881 bis zum 31. März 
1888 auf 427,274 Mann feſtgeſtellt. Die Ein⸗ 
jährig⸗Freiwilligen kommen auf die Präſenzſtärke 
nicht in Anrechnung.“ 

$ 2. „Vom 1. April 1881 ab werden die 
Infanterie in 503 Bataillone, die Feldartillerie in 
340 Batterien, die Fußartillerie in 31 Bataillone, 
die Pioniere in 19 Bataillone formirt.“ 

Hierzu beantragen: 

1) Abg. Freiherr Schenk von Stauf 
fenberg und Genoſſen: in 8 1 ſtatt der Worte: 
„bis zum 31. März 1888“ zu ſetzen: „bis zum 
31. März 1884.“ f 

2) Abg. Richter (Hagen): „) den erſten 
ap des 5 1 folgende FJaſſung zu geben: „Die 


N 


5 Friebens-Präſenzſtärke des Heeres an Mannſchaften 


wird für die Zeit nach dem 1. April 1881 durch 


den Reichohaushaltsetat feſtgeſtell.“ — Eventuell 


nach Annahme des 8 1 Satz 1 in vorſtehender 
Faſſung folgende Reſolutton zu beſchließen: „Den 
Herrn Reichskanzler aufzufordern, dem Reichstage 
in der nächſten Seſſlon einen Geſetzentwurf vorzu⸗ 
legen, wonach unter Abänderung des Art. 59 der 
Verfaſſung die Dienſtpflicht der Infanterie bei den 
Fahnen auf zwei Jahre beſchränkt wird.“ b) den 
Satz 2 des $ 1 wie folgt zu fallen: „Die Ein- 
lährig⸗Freiwilligen auf die Friedens-Präſenzſtärke in 
Anrechnung zu bringen“, — demnach in dieſem 
Satze das Wort „nicht“ zu ſtreichen. 

Referent Abg. v. Maltzahn-Gülßz giebt 
zunächſt einen kurzen Ueberblick über die Verhand- 
lungen innerhalb der Kommiſſton und betont, daß 
die Majorität der Kommiſſton ſich von der Noth- 
wendigkeit der Vermehrung der Armee überzeugt habe 
und der Meinung ſei, daß durch dieſe Vermehrung 
am beſten für die Erhaltung des europäiſchen Frie⸗ 
dens geſorgt werde. Für die Abkürzung des Sep⸗ 
tennats ſei in der Kommiſſion ebenfalls ein ſtich⸗ 
baltiger Grund nicht angeführt worden. Der Re⸗ 
ferent wiederbolt, daß die geographiſche und polt- 
tiſche Lage Deutſchlands eine Vermehrung der Ar- 
mee erfordere und bittet, die beiden Paragraphen 
mit möglichſt großer Majorität anzunehmen. 

Abg. Dr Lasker: Es iſt in der That 
ganz unmöglich, die Heeres-Präſenzſtärke auf ſieben 
Jahre und darüber hinaus feſtzuſtellen. Die Kom⸗ 
miſſion hat in ihrer Majorität ſich lediglich von der 
augenblicklichen politiſchen Lage bei ihren Beſchlüſſen 
lelten laſſen, ohne die wirthſchaftliche Lage genü⸗ 
gend zu berüdfichtigen, Man hat nur den vorhan⸗ 
denen ſtarken Willen in Betracht gezogen und ſich 
deshalb auch nicht zur Abkürzung der Dienſtzeit 
verſtehen können, obgleich in dieſem Punkte, wie 
ſelbſt erfahrene Milttärs anerkennen, jener ſtarke 
Wille bedeutend nachgelaſſen hat. Ich will von den 
ſchweren Laſten nicht ſprechen, welche durch die Mi- 
litärlaſt ganz Europa zu Boden drücken, und unſere 
geſammte wirthſchaftliche und ſozlale Entwickelung 
hemmen. Ich erkenne ſogar an, daß unſere Mili⸗ 
tär- Verwaltung relativ gut wirthſchaftet und die 
ſparſamſte Verwaltung iſt, obgleich noch mehr ge⸗ 
ſpart werden könnte, namentlich deim Kaſernenbau. 
Aber dae Entſcheidende in der ganzen Frage iſt, 
daß die konſtitutionelle Rückſicht gebietet, den Mili⸗ 
tätetat genau jo zu behandeln, wie die übrigen 
Etats, und daß in jedem Jahre nur Das bewil⸗ 
ligt wird, was nützlich und für das nächſte Jahr 
erforderlich iſt. Man muß ohne jede Beſchränkung 

ber den Militäretat allein auf Grund der geſetz⸗ 
lichen Organiſation diskutiren können. Auch für 
die Regierung ſelbſt halte ich ein ſolches Verfahren 


für beſſer. Geſtehen Sie doch endlich zu, daß Sie 
aus politiſchen Erwägungen das Septennat bewilli⸗ 
gen. Unſer Antrag enthält keinen Angriff gegen 
diejenigen Forderungen, welche die Regierung jetzt 
an uns ſtellt. Wir erkennen der Hauptſache nach 
an, daß die jetzige politiſche Lage wohl eine Recht⸗ 
fertigung dafür ſein mag, mit der Vermehrung 
unſerer Armee ſo vorzugehen, wie die Regierung 
beabſichtigt. Aber andererſeits fordern wir, daß der 
heutige Zuſtand, der ein anormaler iſt, nicht dazu 
benutzt werde, um die hohen Militärlaſten für alle 
Zeiten feſtzuſtellen. Wir wollen uns unſer Votum 
darüber für die Zukunft vorbehalten. 

Abg. Graf Udo zu Stolberg -Wer⸗ 
n igerode ſpricht für die Vorlage und gegen die 
zweijährige Dienſtzeit. Man vergeſſe doch nicht, 
daß, wenn ſich auch das Material der Armee ſehr 
bedeutend gebeſſert, auch die Anforderungen an den 
Soldaten viel höhere geworden, als dies vor 50 
Jahren der Fall geweſen. Es gehöre gegenwärtig 
eine geraume Zeit dazu, unſere Soldaten vollſtändig 
auszubilden. Die zweijährige Dienſtzeit ſei in 
Preußen überhaupt nur in einer Nothlage zuge⸗ 
laſſen worden, als der Staat kein Geld hatte. Ein 
großes Glück war es, daß wir im Jahre 1850 
keinen Krieg zu führen brauchten; mit einer Armee, 
wie die damalige, hätte auch Fürſt Bismarck keinen 
Krieg geführt. Der Antrag Lasker⸗Stauffenberg iſt 
ganz unpraktiſch. Wir bewilligen auf 7 Jahre, 
damit erſt wieder in ſteben Jahren eine Vermehrung 
erfolgen kann. Würden wir auf 3 Jahre nur be⸗ 
willigen, dann käme die Vermehrung vielleicht ſchon 
nach 3 Jahren. (Heiterkeit) Das deutſche Volk 
ferdert dieſe nothwendige Vermehrung und es wäre 
bedauerlich, wenn hier im Hauſe nur eine ſchwache 
Majorität dafür eintreten würde. Redner bittet, 
möglichſt einſtimmig die Forderung der Regierung zu 
bewilligen. (Bravo rechts.) 

Abg. Richter (Hagen) führt aus, daß die 
erſte Berathung der Vorlage weſentlich durch die 
politiſche Lage beeinflußt worden ſei. Heute habe 
ſich die Lage, wie für Jeden erkennbar, weſentlich 
gebeſſert. Damals ſah es ſo aus, als handelte es 
ſich um einen außerordentlichen Kredit, um an die 
Grenze zu marſchiren. Auch die Parteiverhältniſſe 
des Hauſes waren noch nicht ſo klar wie heute, da⸗ 
her die eigenthümliche Zuſammenſetzung der Kom⸗ 
miſſion. Heute ſtehen wir vor einer ganz verän⸗ 
derten Situation. Auch die in der Kommiſſton an- 
geſtellten Unterſuchungen über die Frledenspräſenzſtärke 
haben ein anderes Reſultat ergeben. Der Kommiſ⸗ 
ſionsvorſchlag kann alſo heute nicht mit der Autori⸗ 
tät auftreten, die ſonſt Kommiſſionsvorſchläge haben. 
Redner geht auf eine Widerlegung der früheren 
Ausführungen des Abg. Grafen Moltke vor und 
begründet ſodann den Antrag der Fortſchrittspartei. 
Er weiſt nach, daß ie Kriegsſtärke unſerer Armer 
immer zu niedrig veranſchlagt werde. Die Frage, 
die uns trennt, iſt eben die: Welche Opfer ſind 
im Frieden erforderlich, um zu der nothwendigen 
Kriegsſtärke zu gelangen? Hierbei dürfte ein Wett 
eifer mit anderen Staaten nicht ſtattfinden, denn 
Preußen habe zu allen Zeiten eine geringere Frie⸗ 
denspräſenzſtärke gehabt, als unſert militärtjchen 
Nachbarſtaaten. Redner wendet ſich gegen den Abg. 
Gneiſt und gegen deſſen Behauptung, daß die ge⸗ 
genwärtige Militärlaſt gegen früher eine zwei Mal 
geringere geworden iſt. Das ſei geradezu unwahr; 
niemals habe in Preußen die Frledenspräſenzſtärke 
1 pCt. der Bevölkerung betragen, fie ſei immer 
darunter geblieben. Auf Frankreich dürfe man nicht 
neidiſch blicken. Wolle man ſich Frankreich zum 
Muſter nehmen, ſich dieſelbe Steuer-, dieſelbe Schul- 
denlaſt, das Tabaksmonopol ꝛc. aufbürden? Uebri⸗ 
gens habe die franzöſtſche eſetzgebende Verſamm⸗ 
lung auch bereits bedeutende Erleichterungen eintre 
ten laſſen. — Auf ſeinen Antrag bezüglich der 
zweijährigen Dienſtzeit übergehend, weiſt Redner 
nach, daß die Reduktion der Dienſtzeit auf zwei 
Jahre allein im Stande ſei, unſere Verhältniſſe zu 
beſſern und die Armee ſelbſt ſchlagfertiger zu ge⸗ 
ſtalten. Endlich beleuchtet er unſere wirthſchaft⸗ 
lichen Verhältniſſe und behauptet, daß eine erſte 
Folge der ne zen wirthſchaftlichen Geſetzgebung die 
vermehrte Auswanderung je. In ſeinen weiteren 


herausgetreten und habe dem Reichskanzler im vo⸗ 
rigen Jahre 130 Millionen bewilligt. Der Papſt 
habe ſogar dem Herrn Reichskanzler zum Geburts- 
tag gratulirt (Heiterkeit). Alſo die Stellung des 
Herrn Reichskanzlers ſei befeſtigt und dennoch habe 
Herr v. Bennigſen noch im vorigen Jahre konſti⸗ 
tutionelle Garantie gefordert, in dieſem Jahre nicht 
mehr. Der Reichskanzler habe jetzt zwei Majori⸗ 
täten, von denen die eine, Centrum und Konſerva⸗ 
tive, die Einnahmen, die andere, Nationalliberale 
und Konſervative, die Ausgaben bewillige. Dabei 
möchten die Steuerzahler ſchlecht fahren, der Par⸗ 
lamentarismus ginge dabei zu Grunde, denn das 
Volk wende ſich mit Abſcheu von dieſer Kompro⸗ 
mißwirthſchaft und werde gleichgültig gegen unſere 
parlamentariſchen Zuſtände. Möge man noch in 
letzter Stunde einen beſſeren Weg einſchlagen. (Leb⸗ 
hafter Beifall links.) 


Abg. Rickert (für die Vorlage) wendet ſich 
gegen den Vorredner, deſſen Behauptung, daß die 
nationalliberale Partei um die Gunſt des Reichs 
kanzlers wettlaufe, er in entſchiedener Weiſe zurück 
weiſt. Seine Partei prüfe die Vorlagen der Re 
glerung nach ihrem inneren Werth und entſcheide 
rein ſachlich. Die nationalliberale Partei habe es 
abgelehn:, in einer negirenden Stellung zu ver⸗ 
harren. Mit dem Moment, wo die Regierung 
zwech die nachgeſuchte Indemnität anerkannte, daß 
ſie gegen das beſtehende Geſetz gehandelt, erklärte 
der Abg. Tweſten, auf den ſich die Herren ſo oft 
berufen, daß von dieſem Augenblicke an unſere ne- 
girende Stellung aufhöre, und daß ſich die Partei 
nunmehr auf einen poſitiven Boden ſtellen müſſe. 
Wer habe denn gegen die Norddeutſche und ſpäter 
gegen die Deutſche Verfaſſung geſtimmt und alle 
die grundlegenden Geſetze abgelehnt, ohne welche 
die Deutſche Nation nichts wäre? Sie, Herr Rich⸗ 
ter, und Ihre Partei waren es. (Beifall). Wir 
haben uns nicht zu ſchämen, mit den Konſervativen 
gemeinſam diejenigen Geſetze gemacht zu haben, 
welche wir für das Wohl der Nation für geboten 
hielten. Wir folgen nicht blindlings dem Herrn 
Reichskanzler, und ich für meine Perſon habe noch 
im vergangenen Jahre bewieſen, daß, wo meine 
Ueberzeugung es nicht zuläßt, ich auch die Vor⸗ 
lagen des Herrn Reichskanzlers bekämpfe. Verlangt 
denn der Herr Richter, daß ich ſeiner Ueberzeugung 
folgen ſolle? Nein, ich und meine Freunde werden 
nach wie vor unſere eigene Ueberzeugung zur Richt 
ſchnur nehmen. Darin, ob wir für drei, fünf 
oder ſieben Jahre ſtimmen, liegt nicht das Weſen 
des Liberalismus. Ich habe die Ueberzeugung von 
der Meinung unſeres Volkes, daß es in dieſer 
Frage einen Unterſchied nicht erkennen wird, und 
daß das liberale Volk uns auch dann noch zu den 
Seinigen zählen wird, wenn wir für die Vorlage 
ſtimmen. . Redner beleuchtet ſodann die Militair- 
verhältniſſe unſerer Nachbarſtaaten, namentlich die 
Frankreichs. Die Anſtrengungen dieſes Landes auf 
militairiſchem Gebiete fein erſtaunlich. Zwar 
liege nicht die Nothwendigkeit vor, den Anſtren⸗ 
gungen Frankreichs und Rußlands überall zu fol- 
gen; es ſei dies aber auch nicht der Fall, denn 
die Steigerung der Militairlaſten in Deutſchland 
ſei anderen Staaten gegenüber eine geringe. Ruß- 
land und Frankreich arbeiten mit ſieberhafter Tha 
tigkeit an der Erhöhung ihrer Wehrkraft. Redner 
glaubt, daß es ncht mehr lange dauern wird, daß 
für Frankreich zuerſt die Abrüſtung nothwendig 
werden wird. Die Annahme der Vorlage ſei dringend 
geboten gerade im Intereſſe des Friedens. Eine 
Deutſche Friedenspolitik ſei nur dann wirkſam, wenn 
ſie gedeckt werde durch eine ſtarke, ſchlagfertige Ar⸗ 
mee, und es wäre eine koſtſpielige, kurzſichtige Fi⸗ 
nanzpolitik, dieſe 17 Millionen für das Heer zu ver⸗ 
weigern, denn wenn Deutſchland in der Stunde der 
Gefahr nicht gerüſtet ſei, könne in wenig Tagen 
vielleicht mehr vernichtet werden, als die Ausgaben 
für das Militair in Decennien betragen. Redner 
behauptet, daß die Volksmeinung ſich nur deshalb 
über dieſe Frage nicht geäußert habe, weil der Vor⸗ 
lage die Majorität von vornherein geſichert ſchien. 
Der Herr Richter möge einmal verſuchen, in Bezug 
hierauf die Kandidatenfrage zu ſtellen; er (Redner) 
glaube, das nationale Bewußtſein im Volke ſei noch 


Ausführungen wendet er ſich gegen den Abg. von ſo groß, daß es ſchwerlich zu Gunſten des Herrn 


Bennigſen und weiſt dieſem Redner gegenüber nach, Richter entſcheiden würde. 


Er wünſche übrigens 


daß ſich die Stellung des Reichskanzlers weſentlich den Augenblick herbei, wo die Militärfragen aus 
verſtärkt habe. Die Centrumspartei, um derent- den Programmen der politiſchen Parteien ausſchei⸗ 


willen Herr v. Bennigſen allein das erſte Septen⸗ 
nat bewilligte, ſei aus ihrer oppoſitionellen Stellung 


den werden. 


Die Armee ſei unſer koſtbarſtes Gut, 
für das alle Parteien gleichmäßig eintreten, und, 


Gott jet Dank, noch ſei keine Partei bei uns vor⸗ 
handen, welche geſonnen wäre, unſer Land wehr⸗ 
los zu machen. Die Vorlage ſei ein Mittel, um 
die Stellung Deutſchlands und den Frieden in 
Europa zu erhalten. Deshalb geben wir mit Freu⸗ 
den unſer Votum für die Vorlage ab. Ich bitte 
Sie, ſtimmen Sie mit uns für dieſelbe. (Lebhafter 
Beifall.) a 

Abg. Dr. Lieber (Centrum) iſt dem Vor⸗ 
redner ſehr dankbar dafür, daß derſelbe Denjenigen, 
welche gegen die Vorlage ſind, nicht Mangel an 
Patriotismus als Motiv hierfür untergeſchoben: 
Er und ſeine politiſchen Freunde ſeien Gegner der 
Vorlage, weil ſie eine Erhöhung der Friedenspräſenz⸗ 
ſtärke zur Sicherung des Reiches nicht für noth⸗ 
wendig hielten. Die nothwendige Friedenspräſenz⸗ 
ſtärke des Heeres ſei ebenſo wenig zu firiren, wie 
man ſagen könne, wie viel Haare zu einem Pferde⸗ 
ſchweif gehören müſſen. Einer Koalition der euro- 
päiſchen Mächte gegenüber gewähre auch dieſe Vor⸗ 
lagt keine Garantie. Die Hauptſache bleibe immer 
eine gute auswärtige Politik. Eine Invaſton ſei⸗ 
tens Frankreichs ſtehe nicht zu befürchten; wenn man 
ſie an die Wand male, ſo geſchehe das nur, um 
einen höheren Etat für die Armee durchzuſetzen. Fürſt 
Bismarck habe ſelbſt die Wiedereroberung und die 
Germaniſirung Elſaß-Lothringens als den ſicherſten 
Schutz der deutſchen Grenze gegen Frankreich bezeich⸗ 
net. Redner erklärt, daß er für die Richter'ſchen 
Anträge ſtimmen werde. 

Kriegsminiſter v. Kameke: M. H.! Ich 
habe nicht die Abſicht, alle die ſpeziellen Einwürfe, 
welche gegen die Vorlage gemacht ſind, zu wider⸗ 
legen. Dagegen halte ich es für meine Pflicht 
über zwei Dinge zu ſprechen. Der Abg. Richter 
hob hervor, die politiſche Lage hätte ſich ſeit der 
erſten Leſung geändert, die peſſimiſtiſche Stimmung, 
welche damals geherrſcht, beſtehe jetzt nicht mehr. 
Darauf möchte ich erwidern, daß ich mich in der 
Rede, mit welcher ich die erſte Leſung eingeleitet 
habe, dahin ausgeſprochen habe, daß nicht die augen⸗ 
blickliche politiſche Lage überhaupt zu dieſem Geſetze 
geführt hätte, ſondern die Vorausſicht auf die 
dauernde politiſche Lage, in die unſer Vaterland 
kommen könnte. Dann hat der Herr Abgeordnete. 
Richter von der Abkürzung der Dienſtzeit geſprochen, 
und r begegnete ſich dabei mit einer Aeußerung des 
Abg. Lasker. Der Abg. Lasker ſagte, daß nicht 
nur der Wunſch nach Abkürzung der Dienſtzeit im- 
Lande allgemein verbreitet ſei — was auch ich jar 
ganz natürlich finde — ſondern auch bis in dem 
rechten Flügel dieſes Hauſes verbreitet jet, und daß 
nur ein mächtiger Wille die Ausführung dieſes Ge- 
dankens hindere. Demgegenüber muß ich erklären, 
daß ſeitens der Organe der Militärverwaltung voll⸗ 
ſtändig die Ueberzeugung beſteht, daß eine Abkürzung 
der Dienſtzeit der Infanterie nicht befürwortet wer⸗ 
den kann, ohne die Armee zu ſchädigen. Das Ma⸗ 
terial für die Dienſtzeit liegt in der Verfaſſunge⸗ 
urkunde und in dem Geſetze von 1867. Ich will: 
nur noch eins ſagen. Der Abg. Richter führte 
an als Gewährsmann für ſich den frangöfifchen: 
Kriegsminiſter General Farre, welcher die Dienſtzeit 
auf 40 Monate herabgeſetzt hat. Die Sache liegt 
eigentlich nicht ſo. General Farre hat eigentlich 
die Dienſtzeit nicht herabgeſetzt, ſondern ſein Vor⸗ 
gänger hatte die Abſicht, die Dienſtzeit der Infan⸗ 
terie auf 2 Jahre 10 Monate herabzuſetzen, alſo 
auf diejenige Dienſtzeit, welche wir für die am 
längſten Dienenden noch inne halten. Der jetzige 
Kriegsminiſter hat erklärt, er könne die Infanterie 
nicht in 3 Jahren ausbilden, darum brauche er; 
3 Jahre 4 Monate. (Hört! hört!) Die premiere; 
portion ſoll alſo jetzt 40 Monate dienen. Nun 
ſagt der Abg Richter, wenn die durchſchnittliche, 
Dienſtzeit berechnet werden ſollte, jo. werde ſte kürzer 
ſein, als in Preußen. Bis zum Jahre 1874 be⸗ 
trug die erſte Portion in Frankreich 76,749 Mann, 
die zweite 55,192 Mann. Jetzt aber fordert 
General Farre, daß die premiere portion von, 
76,000 Mann auf 116,000 Wann erhoben: 
werden ſoll und daß die deuxieme pnrtiens 
von 55,000 auf 80,000 Mann erhöht werden 
ſollte, und daß die Ausbildung für die erſte Por⸗ 
tion nicht 6 Monate, ſondern ein Jahr dauern ſoll. 
(Bewegung.) Sie begreifen, daß das nicht ange⸗ 
führt werden kann für die Herabſetzung der Dienſt⸗ 
zeit (ſehr richtig!). Die zweite Sache, über die 
ich zu ſprechen habe, iſt das Septennat. Die Her⸗ 
ren erinnern ſich, daß im Jahre 1874 ſeitens der 
Regierungen für die Feſtſtellung der Präſen ziffer 


— 


die immerwährende Dauer der Bewilligung d. h.] worden, das Herrenhaus beabfigtige in der Nach⸗ 
bis zur Abänderung durch Geſetz gefordert wurde. ſeſſton des Landtages das Jagdgeſetz zu erledigen. 


Auch jetzt noch ſtehen die Regierungen auf dem 
Standpunkte, daß ſie glauben, die Feſtſetzung der 
unbeſchränkten Dauer ſei am zweckentſprechendſten. 
Unſer Heer kann ein Schwanken der Ziffer nicht 
vertragen. Dieſe Unſicherheit erzeugt eine Vermin⸗ 
derung des Selbſtvertrauens der Armee und hindert 
die Verwaltung, zweckgemäß und mit richtiger Vor⸗ 
ausſicht zu wirthſchaften. Aber ſie mindert auch 
das Vertrauen des Volkes auf den Schutz, den ihm 
die Armee gewähren ſoll. Nur die dauernde Si⸗ 
cherheit des Beſtehenden vermag nach unſerer An- 
ſicht der Armee innere Tüchtigkeit, Selbſtvertrauen 
und Selbſtachtung zu geben. Wenn nun im Jahre 
1874 die verbündeten Regierungen auf einen Kom⸗ 
promiß bezüglich des Septennats eingegangen ſind, 
welchen der Reichstag anbot, ſo ſtellt ſie ſich in 
der jetzigen Vorlage genau auf denſelben Stand ⸗ 
punkt. Die Regierungen haben von jeder weiteren 
Forderung, die ſie für richtig gehalten hätten, Ab⸗ 
ſtand genommen, hoffen aber, daß der Reichstag 
ihnen in der Beziehung auch entgegenkommen werde, 
ihre Lopalität anerkennen werde, um ſo mehr, weil 
in der jetzigen Weltlage kein Motiv gefunden wer⸗ 
den möchte, welches die kürzere Bewilligung irgend⸗ 
wie rechtfertigen könnte. Danach, meine Herren, 
können die verbündeten Regierungen nur in der 
fiebenjährigen Periode dasjenige Entgegenkommen er⸗ 
blicken, welches ſie in den Stand ſetzt, nach ihrer 
Anſicht die Wehrhaftigkeit des Vaterlandes aufrecht 
im erhalten. (Beifall.) 

Nachdem ſich noch Abg. Freiherr v. Ler⸗ 

chen feld für die Vorlage, die er mit der cen- 
tralen Lage Deutſchlands in Europa rechtfertigt, 
ausgeſprochen, ſchließt die Debatte. 
Es folgen perſönliche Bemerkungen der Abgg. 
Gneiſt, Richter (Hagen), Rickert, Dr. 
Lasker, und nach einem kurzen Schlußwort des 
Referenten Freiherrn von Maltzahn-Gültz 
ſchreitet das Haus zur Abſtimmung. 

Die Anträge des Abg. Richter (Hagen) zu 
$ 1 werden mit großer Majorität abgelehnt; der 
Antrag Stauffenberg⸗Lasker wird bei Namensauf- 
ruf mit 180 gegen 104 Stimmen verworfen, da- 
für ſtimmen außer den Unterzeichnern des Antrags, 
den Abg. Dr. Lasker, Dr. Bamberger, Dr. Thile⸗ 

nius, Pflüger, Dr. Sommer, Dr. von Forckenbeck, 
die Mitglieder der Fortſchrittspartei und des Cen- 
trums. 

Die Annahme des ganzen § 1 erfolgt mit 

186 gegen 96 Stimmen, dagegen nur Centrum 
und Fortſchritt. 

$ 2 wird angenommen. 

Nächſte Sitzung: Sonnabend 11 Uhr. 

Tagesordnung: Reſt der heutigen Berathung, 
kleinere Vorlagen. 

Schluß 51½ Uhr. 


Dieutſchland. 

** Berlin, 9. April. Heute Mittag 2 Uhr 
fand unter Vorſitz des Staats miniſt rs Hofmann 
eine Plenarſitzung des Bundesraths ſtatt. Der 
einzige Gegenſtand der Tagesordnung war eine 
Mittheilung in Betreff der Erneuerung des Han- 
delsvertrags mit Oeſterreich⸗Ungarn. Wie ich außer⸗ 
dem höre, find die deutſche und die öſterreichiſchunga⸗ 
riſche Regierung übereingekommen, den jetzt beſte⸗ 
henden, auf die Zeit vom 1. Januar bis 30. Juni 
d. J. abgeſchloſſenen Handelsvertrag um ein Jahr 
zu verlängern. Eine darauf bezügliche Vorlage 
dürfte jedoch in der heutigen Sitzung des Bundes- 
raths noch nicht eingebracht ſein. 

Verſchi dene Blätter haben in letzterer Zeit 
Mittheilungen gebracht über Aenderungen, welche in 
der Vertheilung der Geſchäfte im Kultusminiſterium 
ſtattgefunden hätten. Das Thatſächliche daran iſt 
auf Folgendes zurückzuführen. Bereits am 1. April 
v. J., wo das techniſche Unterrichtsweſen dem Kul- 
tusminiſterium unterſtellt wurde, erreichte die Ab⸗ 
theilung für die Unterrichts angelegenheiten einen 
ſolchen Umfang, daß eine Theilung ins Auge ge- 
faßt wurde. Zunächſt entſchloß ſich der damalige 
Kultusminiſter Falk, ein Proviſorium derart einzu- 
richten, daß die Direktionsgeſchäfte in Bezug auf 
die Bearbeitung des Volksſchulweſens dem Direktor 
der Abtheilung für die geiſtlichen Angelegenheiten 
übertragen wurden. Nachdem dieſe Einrichtung jetzt 
ein Jahr lang beſtanden hat und es unverkennbar 
iſt, daß die den beiden Direktoren zugewieſenen Ge- 

„ſchäftskreiſe zu groß find, während andererſeits die 
Bearbeitung der Volksſchulſachen und die Bearbei- 
tung verwandter Materien, wie des Seminar- und 
Präparandenweſens und der Schulaufſichtsangele⸗ 
genheiten, durch und unter verſchiedenen Direktoren 
zu Unzukömmlichkeiten ührt, hat der Kultus miniſter 
vom 1. April d. J. ab bis auf Weiteres eine an- 
dere Vertheilung der Geſchäfte eintreten laſſen, 
welche darin beſteht, daß mit der Superreviſton und 
Zeichnung der über die erwähnten Angelegenheiten 
ergehenden Verfügungen einer der älteren Räthe des 
Miniſteriums beauftragt worden if. 

Nach der im Reichs⸗Eiſenbahnamt aufgeſtellten 
Nachweiſung über die im Monat Februar beförder⸗ 
ten Züge und deren Verſpätungen wurden auf 58 
größeren Bahnen mit einer Geſammtlänge von 
2842,80 Kilom. an fahrplanmäßigen Zügen be⸗ 
fördert 10,730 Kurier- und Schnellzüge, 71,678 
Perſonen⸗, 44,909 gemiſchte und 71,063 Güter⸗ 
züge, an außerfahrplanmäßigen Zügen 880 Kurier-, 
Perfonen- und gemiſchte und 2329 Güter-, Mate- 
rialten- und Arbeitszüge. Es verſpäteten ſich von 
127,317 fahrplanmäßigen Zügen im Ganzen 1566. 
Von dieſen Verſpätungen wurden jedoch 731 durch 
das Abwarten verſpäteter Anſchlußzüge hervorgeru⸗ 
fen. In demſelben Monate des Vorjahres verſpä⸗ 
teten ſich auf 57 Bahnen 1060 Züge. 

Es iſt kürzlich in der Berliner Preſſe gemeldet 


Hierzu wird vor Allem erforderlich ſein, daß der 
Bericht der Kommiſſion, welche mit der Vorbera⸗ 
thung des Geſetzes beauftragt iſt, fertig geſtellt 
wird. Erſt aus dieſem wird man erſehen können, 
ob die Berathung im Plenum Ausſicht auf Erfolg 
bieten würde. 

Berlin, 9. April. Infolge der Antwort des 
Kaiſers an den Reichskanzler ſoll ein Präſidial⸗ 
Antrag an den Bundesrath zu erwarten ſein zur 
Einſchränkung der Subſtitutionen, vielleicht durch 
authentiſche Interpretation des Artikels 7 der Ver⸗ 
faſſung, deſſen bisherige Auslegung die fraglichen 
Uebelſtände herbeiführte. Der Bundesrath würde 
ſeinen Beſchluß zurücknehmen. Wegen etwaiger an⸗ 
derer Verfaſſungsanträge iſt man auf Vermuthun⸗ 
gen angewieſen; bis jetzt hat noch nichts darüber 


verlautet. 
Ausland. 

Paris, 8. April. Der „Ordre“, das offi- 
zielle Organ des Prinzen Napoleon, wirft heute 
Paul de Caſſagnac über Bord; es meldet, daß 
„der Prinz Napoleon von je her ein Feind Caſ⸗ 
ſagnac's geweſen ſei.“ „Es genügt uns“, ſo fügt 
er hinzu, „Akt von den Erklärungen des Herrn de 
Caſſagnac zu nehmen und daraus zu erſehen — 
denn darin find wir einig —, daß es zwiſchen 
dem Caſſagnac'ſchen Imperialismus und der Partei, 
deren Führer der Prinz Napoleon iſt, weder in der 
Vergantzenheit, noch in der Gegenwart, noch in der 
Zukunft die geringſte Gemeinſchaft giebt.“ Die 
Biſchöfe, deren Aufhetzereien bis jetzt nur zu ganz 
unbedeutenden Kundgebungen führten, geben den 
Widerſtand nicht auf, wie das Schreiben des Erz- 
biſchofs von Tours und ſeiner Biſchöfe lehrt. In 
demſelben wird der Präſident der Republik aufge⸗ 
fordert, ſeine Dekrete zurückzuziehen. Sie ſtellen 
ihre Forderungen in folgenden Sätzen auf: „Wir 
verlangen von Ihnen (dem Präſidenten der Repu⸗ 
blik), daß Sie von den Ordensgeſellſchaften die Be⸗ 
ſchaffung der geſetzlichen Anerkennung nicht fordern. 
Wir verlangen es im Namen der von den Staats- 
geſetzen anerkannten religiöſen Freiheit; im Namen 
der Rechte der katholiſchen Kirche; im Namen des 
Epiſkopats, welcher Hülfsprieſter gebraucht; im 
Namen der geiſtigen Intereſſen, die, was das 
Predigen, den Unterricht und die Leitung der Ge⸗ 
wiſſen anbelangt, durch die Anwendung der Dekrete 
vom 29. März ſtark leiden würden. Wir verlan- 
gen es endlich, um furchtbare Kämpfe zu vermeiden, 
Frankreich und der ganzen Welt das traurige Schau⸗ 
ſpiel einer der tiefſten Spaltungen zu erſparen. 

Die katholiſchen Journale veröffentlichen meh⸗ 
rere Schreiben, welche von Erzbiſchöfen und Bi⸗ 
ſchöfen bezüglich der Dekrete vom 29. d. Mts. an 
den Präſidenten Grevy gerichtet worden find. 


Provinztelles. 

Stettin, 10. April. Der 16jährige Schuh⸗ 
macherlehrling Auguſt Abel zu Flecken Gülzow 
hat am 10. Januar d. J. einen 7jährigen Kna⸗ 
ben, welcher durch das dünne Eis des dortigen 
Mittelſees eingebrochen war, mit Muth und Ent- 
ſchloſſenheit vom Tode des Ertrinkens gerettet; 
ebenſo hat am 13. Januar d. J. der Arbeitsmann 
Johann Ramm zu Neuwarp mit eigener Lebens⸗ 
gefahr eine durch das ſchwache Eis des dortigen 
Sees eingebrochene Perſon gerettet. Dieſe menſchen⸗ 
freundlichen Handlungen werden von der königl. 
Regierung in der letzten Nummer des Amtsblattes 
mit dem Bemerken zur öffentlichen Kenntniß ge⸗ 
bracht, daß den Rettern eine Geldprämie bewil⸗ 
ligt iſt. 

— Obgleich ſchon unzählige Fälle vorliegen, 
in denen Menſchenleben durch unvorſichtiges Um⸗ 
gehen mit Schußwaffen gefährdet wurden, ereignen 
ſich doch, wie die „Starg. Ztg.“ ſchreibt, immer 
wieder neue Unglücksfälle, ſo daß man über den 
eigentlich ſträflichen Leichtſinn ſtaunen muß, mit dem 
Menſchenleben aufs Spiel geſetzt reſp. deren geſunde 
Gliedmaßen preisgegeben werden. Ein ſolcher Fall 
ereignete ſich auch am Donnerſtag in der ſechſten 
Abendſtunde in Naulin bei Pyritz. Der Bauer 
Meinert hatte ſein Gewehr in Ordnung gebracht, 
um durch Abgeben mehrerer Schüſſe in der Abend⸗ 
ſtunde die vielen Krähen von den Saatſchlägen zu 
vertreiben. Noch mit der Reinigung deſſelben be⸗ 
ſchäftigt, kommt eine Einliegerfrau zu ihm und wird 
dieſe von M. gefragt, ob er ſie todtſchießen ſolle. 
Hierauf giebt der Bauer M. feinem Schafjungen 
das Gewehr, der damit verſchiedene Manipulationen 
macht, jo daß daſſelbe los und dem elflährigen 
Sohn des M. der Schuß ins Geſicht geht. War 
derſelbe auch nicht todt, ſo hat er doch ſchwere 
Vecletzungen im Geſicht davongetragen und müſſen die 
Gewiſſensbiſſe des unvorſichtigen Vaters bei dem 
Anblick des durch eigene Schuld verunſtalteten Soh⸗ 
nes doch dauernd große ſein. Aerztliche Hülfe wurde 
ſofort geholt. 

— In der Perſon des 14jährigen Arbeits- 
burſchen Karl Auguſt Kieſel von hier, der in der 
beutigen Sitzung der Strafkammer des hieſigen 
Landgerichts unter der Anklage des ſchweren Dieb- 
ſtahls die Anklagebank betrat, lernten wir wieder 
einen jener Taubenliebhaber kennen, denen es an 
den nöthigen Mitteln fehlt, um ſolche Thiere an⸗ 
zuſchaffen und der deshalb dieſelben auf andere 
Weiſe zu erlangen ſucht. Er machte am 27. De⸗ 
zember v. Je. dem Taubenſchlage der Ullrich'ſchen 
Eheleute einen Beſuch und nachdem er die Krampe 
des Schloſſes erbrochen, entwendete er 6 Tauben. 
Dafür wird er mit 6 Wochen Gefängniß beſtraft. 

Der Knecht Johann Friedrich Ernſt Krie⸗ 
nägel gen. Lade diente zu Ende v. Is. bei dem 
Bauer Saſſe in Uchdorf; des Abends erhielt er 
ſtets den Beſuch ſeiner Freunde, der Knechte Karl 
Pehlmann und Ernſt Schoening und un⸗ 


terhielt ſich mit denſelben. Da die Unterhaltung 
weit lebhafter wird, wenn man dabei ein Pfeifchen 
ſchmaucht, ſo ſannen die 3 Freunde nach, wie ſie 
zu billigem Tabak kommen könnten. Krienägel 
theilte den beiden Freunden mit, daß ſein Herr auf 
dem Boden Tabak zum Trocknen aufgehängt habe 
und in der Nacht vom 21. zum 22. November 
ſtiegen Pehlmann und Schoening auf den Boden, 
während Krienägel Wache ſtand, und entwendete 
Jeder circa 20 Pfund Tabak. Deshalb wird Pehl⸗ 
mann und Schoening wegen ſchweren Diebſtahls 
mit je 6 Monaten und Krienägel wegen Beihülfe 
mit 3 Monaten Gefängniß beſtraft. 

Die nächſte Verhandlung gegen die Arbeiter 
Auguſt Friedrich Ferdinand Krüger und Paul 
Karl Teske, welche geſtändig find, am 16. Ja- 
nuar d. Is. eine dem Zimmermeiſter Heider gehö⸗ 
rige Brücke geſtohlen zu haben, endet mit der Ver⸗ 
urtheilung des Krüger zu 14 Tagen und des Teske, 
der bereits mehrmals vorbeſtraft iſt, zu 3 Monaten 
Gefängniß. i 

Die gegen die verwittwete Maſchinenmeiſter 
Ida Menpel geb. Frank geführte Verhandlung 
geſchah mit Ausſchluß der Oeffentlichkeit. Die An⸗ 
geklagte iſt der ſchweren Kuppelei beſchuldigt und 
wird deshalb zu 1 Jahr Zuchthaus und 2 Jahren 
Ehrverluſt verurtheilt, auch die ſofortige Verhaftung 
verfügt. 

— Der Poſt⸗Dampfer „Titania“ iſt mit 20 
Paſſagieren am vergangenen Donnerſtag von Ko⸗ 
penhagen in Stettin eingetroffen und am Sonnabend, 
den 10. April, mit 25 Paſſagieren nach Kopen⸗ 
hagen wieder abgelaſſen. 

— Die am 25. v. Mts. Abends von dem 
engliſchen Schraubendampfer „Dalton“ angerannte 
und in Folge deſſen geſunkene Galeas „Sophie“ 
aus Stralſund liegt ungefähr 10 Seemeilen im N. 
3 W. vom Swinemünder Hafen mit über Waſſer 
hervorragenden Maſten. Zur Warnung paſſirender 
Schiffe iſt an dem großen Maſte eine grüne Flagge 
angebracht. 

— Am 8. d. M. fand hier nach der „Neuen 
Stettiner Zeitung“ eine Verſammlung des „liberalen 
Wahlvereins“ ſtatt, in welcher u. A. auch der 
Landtagsabgeordnete Herr Oberlehrer Th. Schmidt 
einen ſogenannten Rechenſchaftsbericht hielt. Sonſt 
verſteht man unter dem Rechenſchaftsbericht eines 
Abgeordneten allerdings einen Bericht, den der be⸗ 
treffende Abgeordnete über ſeine eigene Thätig⸗ 
keit, und zwar vor der Geſammtheit ſeiner Wäh⸗ 
ler, hält. Herr Schmidt begnügte ſich indeſſen 
einmal damit, nur vor feinen überdies ſehr ſpär⸗ 
lich erſchienenen Vereinsgetreuen zu reden und ſo⸗ 
dann — ja was Herr Schmidt eigentlich geſagt, 
können wir, da wir nicht zu den erwähnten Intimen 
gehören, nicht ſo genau verrathen, aber wenn wir 
auch hier der Darſtellung des erwähnten Blattes 
folgen — ſo begnügte ſich Herr Schmidt damit, ſei 
es, daß er über ſeine eigene Thätigkeit nur wenig 
zu berichten hatte oder daß der Berichterſtatter der 
„Neuen Stettiner Zeitung“ gerade den über die 
Thätigkeit des Herrn Schmidt handelnden Theil der 
Rede als kaum weſentlich ganz überhörte, in der 
Hauptſache damit, von anderen Leuten zu ſprechen 
und beiſpielsweiſe über den Präſidenten des Abge⸗ 
ordnetenhauſes v. Köller einige Sächelchen zu er⸗ 
zählen, die wohl überall eher als in einen Rechen⸗ 
ſchaftsbericht des Abg. Theod. Schmidt hingehören. 
Herr Schmidt kritiſirte ſodann nachträglich eine 
Aeußerung des Herrn Kultus miniſters v. Puttkamer 
über den Niedergang des Lehrerſtandes in den gro- 
ßen Städten mit Ausnahme Berlins, vermochte aber 
nicht zu berichten, daß er im Landtage dieſer 
Aeußerung entgegengetreten und auch für Stettin 
eine Ausnahme in Anſpruch genommen. Dieſe nach- 
trägliche Kritik erinnert daher etwas an das be- 
kannte „Schnippchen in der Taſche“, welches der 
Bauer feinem Amtmann geſchlagen haben wollte. 
Auch über den Schaden, welchen nach Herrn Schmidt 
eine Vermehrung des Wildſtandes für uns mit ſich 
bringen ſoll, wird man ſich in unſerer Gegend, 
wo es immer noch mehr Jäger als Haſen giebt, 
wohl mit Leichtigkeit zu tröſten wiſſen. 

Vermiſchtes. 

— Der Platz vor dem Wiener Börſengebäude 
iſt von jeher der Schauplatz eines bun bewegten Le⸗ 
bens und manchmal höchſt komiſcher Scenen gewe⸗ 
ſen, da in Wien eine große Anzahl von Perſonen, 
welche an der Börſe keinen Einlaß finden, außer⸗ 
halb derſelben ihre Spekulationen vollziehen. Da 
ſicht man verkommene Exiſtenzen, Frauensperſonen, 
welche mit Börſenagenten unterhandeln und durch 
fie ihre Börſenoperationen beſorgen laſſen, zahl⸗ 
reiche Poltzeiſchußmänner, welche die Ordnung auf- 
recht zu erhalten haben und dergl. mehr. Seit ge⸗ 
raumer Zeit erſcheint auch, wie aus Wien berichtet 
wird, täglich um 12 Uhr eine dürftig gekleidete 
Perſon vor dem Börſengebäude am Schottenring. 
Sie kommt im Laufſchritte dahergeeilt, ſtürzt über 
die ſteinerne Vortreppe direkt zur Thüre und haut 
der nackten Wand des Börſengebäudes „Eine run⸗ 
ter“. Vor einigen Tagen nun wurde die Perſon 
von einem Polizei⸗Wachtmanne zur Rede geſtellt, 
was fie mit dem ſeltſamen Schlagen an die Mauer 
bezwecke, und da ward den Umſtehenden, welche mit 
Spannung eine Erklärung erwarteten, ein ebenſo 
ſeltſamer Aufſchluß zu Theil. Die Frau gab an, 
daß der Gatte ſein und ihr Vermögen auf der 
Börſe verſpielt habe und daß ſie darum beſchloſſen, 
dieſelbe, welche an ihrem Unglücke die Schu d trage, 
alltäglich zu züchtigen! Die Wände haben wohl 
Ohren, aber für Schläge dürften ſie wenig empfind⸗ 
lich ſein; das hindert jedoch die Frau nicht, ihren 
ſtrafenden Arm auch jetzt noch um die erwähnte 
Stunde nach der Börſenmauer auszuſtrecken. Seit⸗ 
dem aber die Urſache dieſes „Wandſchlagens“ be- 
kannt geworden, bildet ſich kein Kreis von Neugie⸗ 


rigen mehr um die Unglückliche. „Sie könnte ſich 
einmal irren und mich treffen“, ſagte ein Furcht⸗ 
ſamer, worauf ein Witzbold ſchlagfertig bemerkte: 
„Weiß Gott, ob das ein Irrthum wäre!“ 

— (Die Krone der Kaiſerin Eugenie.) Die 
Exkaiſerin hat, wie aus Paris geſchrieben wird, 
vor ihrer Abreiſe nach dem Zululande eine koſtbare, 
mit Diamanten, Smaragden und kunſtvoll eiſelirten 
goldenen Adlern geſchmückte Kaiſerkrone, welche fie 
bei ihrer Jahre lang profjektirten, aber nie zur 
Ausführung gelangten Krönung tragen ſollte, der 
Pariſer Kirche Notre⸗Dame⸗des⸗Victoires, in der fie 
mit beſonderer Vorliebe ihre Andacht zu verrichten 
pflegte, zum Geſchenk gemacht. Die Herzogin von 
Mouchy hat das Juwel von Chiſlehurſt zurüdge- 
bracht und wird es Anfang nächſter Woche der 
Geiſtlichkeit beſagter Kirche überreichen. 

— Wie hülflos ein Panzerſchiff unter Um⸗ 
ſtaͤnden ſein kann, bezeugt eine Mittheilung aus 
Rio de Janeiro vom 18. März, welche beſagt, daß 
der Monitor „Solimoens“, der am 11. März eine 
Uebungsfahrt antrat, ſeit vier Tagen vermißt wird. 
Am 12. wurde gemeldet, daß ſeine Maſchine ar⸗ 
beitsunfähig geworden, und man vermuthet nun, 
daß das Schiff planlos umhertreibt. Mehrere 
Dampfer ſind abgegangen, um das vermißte Schiff 
zu ſuchen, deſſen Beſatzung inzwiſchen auf dem von 
der tropiſchen Sonne erhitzten Eiſenksloß furchtbar 
gelitten haben muß, wenn es ihr nicht gelungen if, 
auch ohne die unbrauchbar gewordenen Maſchinen 
die Ventilation im Schiffe zu unterhalten. 

— (Höflichkeit eines Diebes.) Ein berüch⸗ 
tigter Taſchendieb, welcher ſich in der Berliner 
Stadtvogtei in Haft befand, entſprang am Mitt⸗ 
woch einem Gefangenwärter, als dieſer ihn gerade 
zur Vernehmung zum Unterſuchungsrichter führte. 
Die Flucht gelang ihm, trotzdem er ſich in der An⸗ 
ſtaltskleidung befand. Vorgeſtern Vormittag ſandte 
derſelbe die Gefangene kleidung durch einen Dienſt⸗ 
mann mit einem höflichen Schreiben nach der Stadt⸗ 
vogtei, worin er um Entſchuldigung bat, daß er 
den ihm nicht gehörigen Gefangenen⸗Anzug der 
Strafanſtalt für einen Tag entzogen habe. 


Literariſches. 

Schlechtendal, Flora von Deutſchland. Alle 
geehrten Leſer und alle Freunde der Pflanzenwelt 
machen wir auf dies ausgezeichnete Werk aufmerk⸗ 
ſam, welches jetzt zum erſten Male zu überaus bil- 
ligem Preiſe erſcheint und vielmal billiger iſt als 
früher. Daſſelbe bringt alle Phancrogamen und 
Farn Deutſchlands in Beſchreibung und in höchſt 
ſaubern trefflich kolorirten Abbildungen, jede Tafel 
in Kupferſtich und oft ſchwierigem Kolorit nebſt 
Text koſtet nur 5 bis 6 Pfennige. Wir können 
das Werk aus vollſter Ueberzeugung Jedermann 
empfehlen, nicht nur den Lehrern und Männern 
vom Fach, ſondern auch allen Denen, welche ſich 
für die Pflanzenwelt interejfiren. [42] 


Viehmarkt. 

Berlin, 9. April. Es ſtanden zum Ber- 
kauf: 113 Rinder, 914 Schweine, 801 Kälber, 
384 Hammel. 

Rinder waren, wie gewöhnlich am Freitage, 
nur in geringerer Qualität am Platz und varlirte 
der Preis je nach Beſchaffenheit zwiſchen 30 —45 
Mark pro 100 Pfund Schlachtgewicht. Der Markt 
wurde nicht geräumt. 

Auch bei den Schweinen war beſte Waare faſt 
gar nicht vertreten, wurde auch nicht begehrt; 
ebenſo fehlten Bakuner; Landſchweine verblieben 
ungefähr auf der letzterzielten Höhe von 51—54, 
ſchwere Waare bis 56, Ruſſen, die zum größten 
Theil in recht guter Qualität zugetrieben weren, 
erhielten 48 — 52 Mark pro 100 Pfund Schlacht⸗ 
gewicht bei einer Tara von 20 Prozent. 

Kälber ſowohl wie Hammel, welche letzteren ja 
nur in ſehr geringer Anzahl am Markt waren, 
wurden langſam geräumt und erſtere mit 45 —50, 
letztere mit 40—50 Pf. pro 1 Pfund Schlacht⸗ 
gewicht bezahlt. 


Telegraphiſche Depeſchen. 

Breslau, 9. April. Der Verwaltungs rath 
der oberſchleſtſchen Eiſenbahn hat in ſeiner heutigen 
Sitzung die Vertheilung einer 10prozentigen Divi⸗ 
dende pro 1879 beantragt, von der Direktion wurde 
eine Dividende von 95/ pCt. vorgeſchlagen. Beide 
Vorſchläge erfolgten vorbehaltlich der Entſcheidung 
des Miniſteriums. 

Stuttgart, 9. April. Der Miniſterpräſſdent 
v. Mittnacht begiebt ſich, wie der „Staatsanzeiger 
für Würtemberg“ mittheilt, heute nach Berlin, um 
an den Arbtiten des Bundes rathes theilzunehmen. 

Petersburg, 9. April. Die Düne iſt bei 
Riga nunmehr frei vom Eiſe, bei Mitau dauert 
der Eisgang noch fort, bei Jekaterinoslaw hat ſich 
Dnieper⸗Eis in Bewegung geſeßzt. 

Madrid, 9. April. Das bereits am 6. d. 
M. angekündigte Manifeſt der demokratiſchen Partei 
wird jetzt von den Zeitungen veröffentlicht. Daſſelbe 
iſt vorwiegend von ſolchen Perſonen unterzeichnet, 
welche zur Zeit der föderaliſtiſchen Republik und 
unter Herrſchaft des ſoztaliſtiſchen Kantonalismus 
wenige Monate hindurch den Titel von Senatoren 
und Deputirten geführt haben. Von den derma⸗ 
ligen Kongreßmitgliedern haben nur Martos und 
einige ſeiner Parteigenoſſen das Schriftſtück unter⸗ 
zeichnet, die Mehrzahl der der demokratiſchen Kam⸗ 
merfraktion angehörigen Mitglieder ſoll die Unter⸗ 
zeichnung des Manifeſtes abgelehnt und ſich miß⸗ 
biligend über daſſelbe ausgeſprochen haben. Die 
Regierung hat der Veröffentlichung und Verbrei- 
tung des Schriftſtücks kein Hinderniß in den Weg 
gelegt und ſcheint demſelben keine Bedeutung bei⸗ 
zulegen. 


